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Abkiirzungsverzeichnis

EJPD Eidgendssisches Justiz- und Polizeidepartement

SPK-SR Staatspolitische Kommission des Standerats

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung

DBA Doppelbesteuerungsabkommen

OECD Organisation fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats

APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates

EU Europaische Union

SRF Schweizer Radio und Fernsehen

EDA Eidgendssisches Departement fir auswartige Angelegenheiten

FZA Personenfreizligigkeitsabkommen

KSZE Konferenz Uber Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa

SIS Schengener Informationssystem

NCS Nationale Strategie zum Schutz der Schweiz vor Cyber-Risiken

eu-LISA Europaische Agentur fir das Betriebsmanagement von IT-Grof3systemen
im Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts

DFJP Département fédéral de justice et police

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des Etats

AVS Assurance-vieillesse et survivants

CDI Convention de double imposition

OCDE Organisation de coopération et de développement économiques

CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national

CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national

UE Union européenne

RTS Radio Télévision Suisse

DFAE Département fédéral des affaires étrangeres

ALCP Accord de libre circulation des personnes

CSCE Conférence sur la sécurité et la coopération en Europe

SIS Systeme d'information Schengen

SNPC Stratégie nationale de protection de la Suisse contre les cyberrisques

eu-LISA Agence européenne pour la gestion opérationnelle des systemes

d'information a grande échelle au sein de I'espace de liberté, de sécurité
et de justice
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Nationale Identitat

Das 100-jahrige Jubildaum des Landesstreiks 1918 im Herbst 2018 |6ste - Uberwiegend
in der Deutschschweiz - mehrere Debatten und damit verbunden tber das ganze Jahr
verteilt ein grosses mediales Echo aus. Das SRF etwa widmete dem Jubildaum die eigens
daflur produzierte Doku-Fiktion «Generalstreik 1918 - Die Schweiz am Rande eines
Burgerkrieges». Im November analysierte die NZZ die Geschehnisse anhand der
Haltungen und Handlungen des Bundesrats und der Armeeftihrung und die WOZ flhrte
Gesprache mit den Gewerkschaftsleitenden Natascha Wey und Florian Keller sowie dem
Historiker Stefan Keller. Die Aargauer Zeitung sowie die Weltwoche verdffentlichten
bereits im Januar ein Portrat des damaligen Streikflhrers und Nationalrats Robert
Grimm. Wahrend in der Aargauer Zeitung Grimm vom Autor Pirmin Meier als einer der
«bedeutendsten und besonnensten Sozialdemokraten» umschrieben wurde, der einen
Platz in der «Geschichte der schweizerischen Freiheit» verdient habe, sah Christoph
Blocher, dessen Neujahrsrede in der Weltwoche abgedruckt worden war, Grimm als
«Burgerkrieger» und «Revoluzzer», welcher mit dem Landesstreik die bdlrgerliche
Schweiz auf ihre «schwerste Bewéhrungsprobe ihrer neueren Geschichte» gestellt
habe - allerdings dann in seinen 44 Jahren Nationalrat doch noch zur Vernunft
gekommen sei.

Gleich zu Jahresbeginn wurde damit eine Debatte darlber losgetreten, wie man den
Landesstreik deuten und seinen Protagonisten gedenken solle, denn sowohl linke als
auch rechte Parteien versuchten, das Jubildum zu ihren Gunsten zu nutzen. Der
Sonntagsblick meinte hierzu, die Linke suche nach Wegen, den Streik als «Grundstein
des modernen Sozialstaats zu mystifizieren» und nun wolle auch die Rechte dem Streik
«ihren Stempel aufdricken». Christoph Blocher, so der Sonntagsblick weiter, plane
zum Jubildum im Herbst einen «Grossanlass mit Soldaten in Weltkriegsuniformen», um
den Soldaten und dem «standhaften Bulrgertum» zu gedenken. Dadurch, so
Geschichtsprofessor Christian Koller im Sonntagsblick, beziehe die SVP eine klare
Gegenposition zur Linken. Doch auch die «linke Mythenbildung» sei kritisch zu
betrachten, erklarte Koller weiter, denn Forderungen wie das Frauenstimmrecht, die
AHV aber auch das Proporzwahlrecht oder die 48-Stunden-Woche - letztere zwei
wurden in den Folgejahren nach dem Streik vom Bundesrat umgesetzt - hatten bereits
vor dem Streik bestanden.

Im November 2018, 100 Jahre nach Beendigung des Streiks, griff schliesslich Christoph
Blocher in Uster (ZH) das Thema erneut auf, wenn auch weniger pompds als im Frihjahr
angeklindigt. Er store sich daran, gab der Tagesanzeiger die Rede Blochers wieder, dass
die heutigen Historiker «Geschichtsklitterung» betrieben, um mit einem «linken
Jubildumsjahr» den wahren Zweck des Landesstreiks zu verhullen, namlich die
Errichtung «einelr] Diktatur des Proletariats nach russischem Vorbild». Im
Tagesanzeiger kommentierte Ruedi Baumann, Blocher danke in seiner Rede denn auch
nicht den Arbeitenden, sondern den «Soldaten und repressiven Behoérden», welche
den Streik bekémpft hatten. Als Reaktion auf den angeklndigten Anlass in Uster habe im
Vorfeld ein anonymes Komitee Uber Facebook zu einer Demonstration mit dem Slogan
«Blocher hau ab» aufgerufen, wie der Tagesanzeiger weiter festhalt. Das Komitee wehre
sich gegen die «rechte Hetze» und wolle Blocher nicht einfach so die «Geschichte»
Uberlassen.

Ein regelrechter Schlagabtausch zum Landesstreik fand ferner im Marz 2018 in einer
Kommentarserie der Basler Zeitung statt. Helmut Hubacher, der mit Robert Grimm im
Nationalrat gesessen hatte, lobte hier das Frauenstimmrecht, die AHV und die 48-
Stunden-Woche sowie das Proporzwahlrecht als direkte oder indirekte
Errungenschaften des Streiks und der SP, da diese Forderungen im Streikkatalog
aufgefuhrt waren. Wenige Tage spater widerspach Chefredaktor Markus Somm
Hubachers Aussagen. Somm sah im Streik vielmehr die «grosste Niederlage und
grossten Irrtum» in der Geschichte der SP, da durch den Streik die Angst vor einem
bolschewistischen Umsturz geschurt worden sei und die Burgerlichen fortan Ideen der
SP «ddmonisieren und damit erledigen» haben kénnen. Wiederum eine Woche spéater
antwortete der Militérhistoriker Hans Rudolf Fuhrer auf Somm und Hubacher. Er hob
hervor, dass nachtraglich vieles oft vermeintlich einfacher zu beurteilen sei. So kénne
eben auch heute nicht abschliessend beurteilt werden, was der Streik bewirkt habe, wie
viel etwa die durch den Ersten Weltkrieg verursachte Armut und der danach folgende
Hunger zum Unmut beigetragen hatten und als wie entscheidend letztlich die
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bolschewistische Ideologie als Triebfeder des Streiks zu deuten sei. Richtig sei
sicherlich, dass bis heute «schweizerische Ereignisse» in einem internationalen
Kontext beurteilt werden mussten.

International wurde das Thema denn auch in der Museumslandschaft aufgegriffen:
Insgesamt nahmen Uber 30 Museen in der Schweiz, Frankreich und Deutschland an der
Ausstellungsreihe «Zeitenwende 1918/19» teil, welche auf diese Weise die turbulente
Zeit anhand verschiedener Aspekte thematisierten. Die Ausstellung Uber den
Landesstreik im Zeughaus Schaffhausen wurde von Bundesrat Schneider-Amman
eroffnet.’

Rechtsordnung
Rechtsordnung

Le Conseil fédéral a présenté son concept global de protection et de défense du
cyberespace civil et militaire, dans son rapport sur I'organisation de la Confédération
pour la mise en ceuvre de la stratégie nationale de protection de la Suisse contre les
cyberrisques. Une organisation supradépartementale a été privilégiée pour assumer les
tdches de cybersécurité, de cyberdéfense et pour la poursuite pénale de la
cybercriminalité. Le soutien de I'armée lors de cyberincidents et le déroulement de ses
interventions doit encore étre défini avec les autorités civiles. Pour assurer la mise en
ceuvre de la Stratégie nationale de protection de la Suisse contre les cyberrisques
(SNPC) 2018-2022, les ressources financiéres ont été augmentées et une soixantaine de
postes de travail supplémentaires ont été créés. Enfin, en comparaison internationale,
la Suisse posséde des structures dans le domaine de la cybersécurité similaires a celles
de plusieurs autres pays. Aucun des pays étudiés, a savoir I'Allemagne, la Finlande, la
France, Israél, I'ltalie et les Pays-Bas, ne posséde une organisation unique pour la
réalisation des travaux liés aux cyberrisques et n'a confié a son armée la responsabilité
d'assurer la protection contre ce type de danger. ?

Offentliche Ordnung

Am meisten Grosskundgebungen (1'000 und mehr Teilnehmende) fanden fiir einmal in
Genf statt (sieben); je sechs waren es in Bern und Zirich. Insgesamt kam es zu 25
Grossdemonstrationen (1994: 26). Wie immer in den letzten Jahren standen
mehrheitlich nicht die Verhaltnisse in der Schweiz, sondern die Politik anderer Staaten
betreffende Fragen im Vordergrund (14). Bei elf dieser Manifestationen protestierten in
der Schweiz wohnende Auslander (Albaner aus dem serbischen Kosovo, Kurden und
Alewiten aus der Tlrkei, Tamilen aus Sri Lanka sowie Tibeter) gegen die Verhéltnisse in
ihren Heimatlandern. Drei grosse und eine Vielzahl von kleineren lokalen
Demonstrationen hatten die franzésischen Atomversuche im Pazifik zum Thema;
auffallend war, dass sich dabei sehr viele Jugendliche engagierten. Bei den elf
Grossdemonstrationen zu schweizerischen Themen standen die Proteste des
Verwaltungspersonals gegen kantonale Sparmassnahmen (v.a. in der Waadt) sowie die
Winschbarkeit der Integration der Schweiz in die EU im Vordergrund. Die beiden
grossten Kundgebungen fanden in Bern statt und mobilisierten je rund 12'000 Personen
(Kosovo-Albaner resp. Gegner der franzésischen Atomversuche).

In der folgenden Zusammenstellung sind die Kundgebungen der Gewerkschaften zum 1.
Mai, welche in den Grossstadten jeweils einige Tausend Beteiligte aufweisen, nicht
erfasst. Demonstrationen mit 1'000 und mehr Teilnehmenden:

Genf:  2'000/Kurden,  4'000/Tamilen,  4'000/gegen  franz.  Atomversuche,
7'000/Kosovo-Albaner, 1'000/Gewerkschafter, 1'500/im Vorfeld eines Militar-Defilees,
2'000/gegen Verhaftungen anlésslich Militar-Defilee;

Bern: 2'500/Bosnier, 1'000/Exil-Tibeter, 12'000/Kosovo-Albaner, 6'000/gegen franz.
Atomversuche, 12'000/gegen franz. Atomversuche, 4'000/Tamilen;

Zirich: 2'000/Alewiten aus der Turkei, 1'500/Kosovo-Albaner, 1'000/Schwule und
Lesben, 3'000/gegen den Krieg in Bosnien, je 10'000/contra EU-Beitritt resp. fur eine
offene Schweiz);

Lausanne: 10'000/kantonale Angestellte gegen Sparmassnahmen, 10'000/kantonale
Angestellte gegen Sparmassnahmen;

Amriswil (TG): 3'000/Landwirte;

Biel: 3'000/pro EU-Beitritt;

Basel: 1'000/Alewiten aus der Tlrkei;

Luzern: 1'000/kantonale Angestellte gegen Sparmassnahmen. *
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Innere Sicherheit

Der im Vorjahr in die Vernehmlassung gegebene Vorentwurf fiir ein Gesetz iiber den
Einsatz von verdeckten Ermittlern bei der Polizei gab bei den Kantonen und den
burgerlichen Parteien zu wenig Kritik Anlass. Die SP und der Schweizerische
Anwaltsverband lehnten das neue Gesetz hingegen ab; erstere, weil die Verfassung dem
Bund keine entsprechenden Kompetenzen einrdume, letzterer, weil die Arbeit von
verdeckten Ermittlern gegen rechtsstaatliche Prinzipien verstossen wurde. Trotz dieser
grundsatzlichen Kritik beauftragte der Bundesrat das EJPD mit der Ausarbeitung einer
entsprechenden Vorlage. Als zusatzliche Massnahme vor allem im Kampf gegen das
organisierte Verbrechen forderte Bundesanwaltin Del Ponte wiederholt die Einflhrung
einer Kronzeugenregelung nach italienischem oder deutschem Vorbild, welche
aussagewilligen Delinquenten Strafmilderung oder -verschonung zusichert. *

Ende April unterzeichnete Justizminister Koller ggmeinsam mit seinen Amtskollegen aus
Deutschland, Osterreich und Liechtenstein bilaterale Abkommen (ber die
grenziiberschreitende Polizeiarbeit. Damit wurde die bereits bisher praktizierte
Zusammenarbeit auf eine einwandfreie rechtliche Grundlage gestellt. Geregelt wird
dabei insbesondere die gegenseitige Hilfe bei Grossereignissen und Katastrophen, aber
auch die grenzuberschreitende Observierung, Verfolgung und Festnahme von
Tatverdachtigen sowie der Informationsaustausch. Das Parlament hiess Vertrage mit
Italien und Frankreich Uber die polizeiliche Zusammenarbeit gut. Diese sehen eine
ahnliche Kooperation wie mit den nérdlichen und 6stlichen Nachbarstaaten vor, das
Schwergewicht liegt aber auf der Zusammenarbeit bei der Bewaltigung des
Fllichtlingsproblems. ®

Die Vereinbarungen mit Deutschland, Osterreich und Liechtenstein (ber die
grenziiberschreitende Polizeiarbeit passierten das Parlament nicht ganz problemlos.
Die Linke beantragte Nichteintreten, weil der Vertrag mit Deutschland unter gewissen
Umsténden (die zuwenig genau definiert seien) die grenzliberschreitende verdeckte
Fahndung erlauben wirde und auch der Informationsaustausch den beteiligten
Polizeikraften zu viele Kompetenzen einrdume. Dieser Nichteintretensantrag wurde
zwar mit 104:56 Stimmen abgelehnt; aber bereits bei Art. 1.1.c kam es zu einer
Ruckweisung an die Kommission. Umstritten war die Bestimmung, dass in Abweichung
vom sonst international mehrheitlich geltenden Recht, Deutschland eine
Auslieferungen verlangen kann, wenn die Tat in der Schweiz zwar auch strafbar, aber
bereits verjahrt ist. Im zweiten Anlauf stimmte der Rat dieser Bestimmung zu, unter
anderem auch mit dem Argument, dass die internationale Tendenz in die Richtung
gehe, dass generell die Verjahrungsfristen des um Auslieferung ersuchenden Staates
massgebend sein sollen, um die Flucht von Straftatern in Staaten mit klrzeren
Verjahrungsfristen zu verhindern. Der Stadnderat hiess die Vorlage einstimmig und
diskussionslos gut. ¢

Der Bundesrat sollte mit Blick auf die bevorstehende Weltausstellung Expo 2015 in
Mailand ein Sicherheitskonzept entwerfen, das eine effiziente Koordination zwischen
den Bundesbehérden, den kantonalen Sicherheitsorganen und den italienischen
Polizeiorganen sicherstellt. Das Postulat Romano (cvp, Tl) sah im Konzept zugleich einen
Nutzen Uber die Expo hinaus, da aktuell ein Anstieg der grenziberschreitenden
Kriminalitat verzeichnet werde. Der Nationalrat teilte diese Ansicht und Uberwies den
Vorstoss diskussionslos an den Bundesrat. ’

In Erfullung eines Postulats Romano (cvp, Tl) verdffentlichte der Bundesrat im April 2015
im Vorfeld der Weltausstellung in Mailand einen kurzen Bericht mit einer Ubersicht
liber die Sicherheitslage, das Sicherheitsdispositiv und die diesbeziigliche
Koordination mit den italienischen Behdérden. Der Bundesrat kam darin zum Schluss,
dass die Expo 2015 aufgrund der verfligbaren Erkenntnisse keine ausserordentliche
Lage bewirke. Das Postulat wurde daraufhin im Sommer 2016 vom Nationalrat
abgeschrieben.
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Der Kanton Tessin forderte mit einer im September 2015 eingereichten
Standesinitiative (Kt.lv. 15.320), dass von EU-Biirgerinnen und -Biirgern, die eine
Aufenthaltsbewilligung fiir die Schweiz beantragen, ein Strafregisterauszug
eingefordert werden kann. Die Schweiz soll in solchen Féllen wieder systematisch und
von Amtes wegen sowie ohne nahere Begrindung Informationen Uber allfallige
Vorstrafen beim Herkunftsland oder bei Drittstaaten einholen ddrfen. Mit einer
zweiten, gleichzeitig eingereichten Standesinitiative (Kt.lv. 15.321) wollte der Grosse Rat
des Kantons Tessin darlber hinaus sicherstellen, dass in diesem Rahmen auch Uber
entsandte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer diskutiert wird. Anhand schwerer
Straftaten, argumentierte der Tessiner Grosse Rat, zeige sich die Gefahrdung der
offentlichen Sicherheit, die von der Vergabe von Aufenthaltsbewilligungen ohne
Uberpriifung der antragstellenden Person - und damit letztlich von den bilateralen
Personenfreizlgigkeitsabkommen - ausgehe. Im Gegensatz zu Grenzgéngerinnen und
Grenzgéangern, die immerhin bei der Behérde um eine Bewilligung ersuchen mdussten,
kdmen entsandte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zudem véllig unkontrolliert
nach einer einfachen Online-Anmeldung in die Schweiz.

Mit Stichentscheid des Prasidenten gab die SPK-SR im November 2016 beiden
Initiativen Folge. Obgleich sie sich bewusst sei, dass die Forderungen des Kantons
Tessin im Lichte des Freizligigkeitsabkommens mit der EU (FZA) problematisch sein
kénnten, solle gepruft werden, ob mit der EU bezlglich des systematischen Einholens
von Strafregisterausziigen verhandelt werden kénne oder ob die Schweiz bzw. einzelne
Kantone diesbezlglich autonom vorgehen kénnten. Die Minderheit lehnte die Initiativen
ab, weil sie das FZA sowie die Beziehungen zur EU und zu ltalien verletzten, ohne den
erwlinschten Erfolg zu bringen. ?

Mitte Januar 2017 war auch die SPK-NR mit 13 zu 11 Stimmen mehrheitlich der Ansicht,
die Vergabe von Aufenthaltsbewilligungen ohne vorgéngige Uberpriifung des
Strafregisters der antragsstellenden Person stelle eine potenzielle Gefahr fur die
offentliche Sicherheit in der Schweiz dar. Sie gab damit den beiden Tessiner
Standesinitiativen Folge, die es ermdglichen wollen, systematisch Strafregisterausziige
von allen zuziehenden EU-Biirgerinnen und -Biirgern einzuholen. Wahrend die
Minderheit zu bedenken gab, eine solche systematische Uberpriifung werde vom FZA
ausgeschlossen und belastete dadurch die Beziehungen zu Italien und zur EU,
argumentierte die Mehrheit, das FZA kénne und dirfe die Schweiz nicht an der
Wahrung ihrer 6ffentlichen Sicherheit hindern. ™

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

En mai 2012 et en juillet 2016, le Conseil fédéral publiait deux messages concernant la
reprise du réglement (UE) n°1077/2011 portant création de I'agence européenne «eu-
LISA», pour une gestion opérationnelle des systémes d’information a grande échelle au
sein de I'espace de liberté, de sécurité et de justice (développement de I'acquis de
Schengen et de I'acquis «Dublin/Eurodac»). Dans un tel contexte, la Suisse et les Etats
associés a Schengen et Dublin - soit la Norvége, I'lslande et le Liechtenstein - ont
conclu, avec I'Union européenne, un arrangement réglant les modalités de leur
participation a I'eu-LISA. Soumis a I'approbation du Parlement fédéral, I'arrangement
en question a été approuvé a 'unanimité (33 voix lors du vote sur I'ensemble) par le
Conseil des Etats au mois de juin 2019. "

In der Herbstsession 2019 gelangte das Geschaft zur Genehmigung der Beteiligung an
der Europaischen Agentur fiir das Betriebsmanagement von IT-Grosssystemen in den
Nationalrat. Die EU-Lisa ist fur den Betrieb und die Weiterentwicklung zahlreicher
zentraler Systeme des Schengenraums verantwortlich. Dazu gehéren unter anderem das
SIS, das Visa-Informationssysstem, die Fingerabdruck-Datenbank Eurodac und das Ein-
und Ausreisesystem (EES). Hans-Peter Portmann (fdp, ZH), der Sprecher der APK-NR,
wies darauf hin, dass die Schweiz seit 2012 als Beobachterin der Agentur an sémtlichen
Projekten der EU-Lisa beteiligt sei und das Parlament der EU-Verordnung zur
Errichtung der Agentur bereits zugestimmt habe. Gemaéass der vorliegenden
Vereinbarung solle die Schweiz sich zuklnftig vollstandig daran beteiligen und sich mit
begrenztem Stimmrecht gleichberechtigt mit den EU-Mitgliedsstaaten engagieren
kénnen. Die Beteiligungskosten wirden flr die Schweiz wie bis anhin CHF 7-8 Mio.
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betragen, so Portmann weiter. Eine Kommissionsminderheit Estermann (svp, LU) hatte
einen Nichteintretensantrag gestellt, obwohl man sich, so Estermann, der Vorteile des
Abkommens bewusst sei. Jedoch sei die SVP-Delegation der Meinung, dass man keine
weiteren Zahlungen an die EU leisten solle, solange man von dieser in verschiedener
Hinsicht diskriminiert werde. Dieses Verhalten wurde von den anderen Ratsmitgliedern
nicht goutiert. Walter Muller (fdp, SG) etwa befand das Ablehnen eines nach langer
Verhandlung erarbeiteten Resultats fir nicht konstruktiv. Der Rat beschloss mit 132 zu
51 Stimmen (bei 2 Enthaltungen), auf das Geschéft einzutreten, wobei nur Mitglieder der
SVP-Fraktion dagegen stimmten, und nahm es kurz darauf mit 133 zu 49 Stimmen (bei 4
Enthaltungen) an. Auch in der Schlussabstimmung drei Tage spéater fiel das Ergebnis im
Nationalrat mit 138 zu 52 Stimmen (bei 7 Enthaltungen) eindeutig und im Sté&nderat gar
einstimmig aus. ”

Zwischenstaatliche Beziehungen

Le ministre francais de la défense, Pierre Joxe, a rendu visite 8 son homologue
helvétique pour s'entretenir de la collaboration entre Etats en matiere de politique de
sécurité. Il a notamment été question du réle de la CSCE dans la prévention et le
réglement des conflits. ™

L'accord entre la Confédération suisse et la Principauté de Liechtenstein concernant la
coopération dans le cadre des systémes d’information suisses sur les empreintes
digitales et les profils d’ADN a été adopté par les chambres. "

Le Conseil fédéral a approuvé la conclusion d’un accord de sécurité entre la Suisse et la
France. Cet accord permet I'échange d’informations classées entre les deux pays.

En octobre, les relations helvético-italiennes se sont tendues suite a la mise en place
d’actions fiscales, douaniéres et policieres par les autorités italiennes pour
accompagner la mise en place d'une nouvelle amnistie fiscale. La surveillance des
frontiéres helvétiques a I'aide de systemes infrarouges, I'envoi anonyme d’agents du
fisc italien au Tessin, les perquisitions menées dans des succursales de banques suisses
en ltalie, les descentes du fisc italien dans des sociétés italiennes soupconnées
d’évasion de fonds en Suisse et les lettres d'avertissements a des ressortissants italiens
vivant en Suisse ont entrainé les protestations du gouvernement helvétique qui a
estimé ces mesures discriminantes. De la sorte, Micheline Calmy-Rey a convoqué
|"ambassadeur italien au DFAE pour lui faire part de ses préoccupations et Hans-Rudolf
Merz a annoncé qu’il suspendait les négociations sur la CDI avec I'ltalie. Suite & cela, un
groupe de travail interdépartemental a été constitué afin d'éviter toute escalade et, lors
de sa visite @ Rome, Doris Leuthard a affirmé que la Suisse souhaitait poursuivre le
dialogue a condition que I'ltalie la retirat de sa liste noire des paradis fiscaux. A la fin du
mois de novembre, deux motions ont été déposées au parlement italien demandant
d’améliorer les relations avec la Suisse et la Confédération a retiré sa candidature a la
présidence de I'OCDE au profit de I'ltalie. '

Le 19 juin 2015, le Parlement a accepté le projet d'arrété fédéral traitant de la
coopération policiére et douaniére avec I’ltalie. La Suisse et I'ltalie sont en effet toutes
deux membres de |'espace Schengen, dont découlent la libre circulation des personnes
et la suppression des contréles systématiques aux frontieres étatiques. Face a cet état
de fait, le nouvel accord bilatéral permet aux pays signataires de se doter d'un outil
supplémentaire pour lutter de maniere efficace contre la criminalité, notamment par le
biais d'une intensification de la coopération entre les corps de police suisses et

italiens.
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